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29. unterstützt die Erfüllung des vom Menschenrechts-
rat in seiner Resolution 6/2 vom 27. September 2007377 ver-
längerten Mandats des Sonderberichterstatters;

30. ersucht den Generalsekretär und die Hohe Kommis-
sarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte, alle für die
wirksame Erfüllung des Mandats des Sonderberichterstatters
erforderlichen personellen und finanziellen Ressourcen be-
reitzustellen;

31. begrüßt die vom Ausschuss für wirtschaftliche, so-
ziale und kulturelle Rechte bereits durchgeführten Arbeiten
zur Förderung des Rechts auf ausreichende Nahrung, insbe-
sondere seine Allgemeine Bemerkung 12 (1999) über das
Recht auf angemessene Nahrung (Artikel 11 des Internationa-
len Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rech-
te)378, in der der Ausschuss unter anderem bekräftigte, dass
das Recht auf angemessene Nahrung untrennbar mit der ange-
borenen Würde der menschlichen Person verbunden und für
die Wahrnehmung der anderen in der Internationalen Men-
schenrechtscharta verankerten Menschenrechte unerlässlich
ist und dass es außerdem unauflöslich mit der sozialen Ge-
rechtigkeit verbunden ist und daher die Verabschiedung einer
geeigneten Wirtschafts-, Umwelt- und Sozialpolitik auf na-
tionaler wie auf internationaler Ebene erfordert, die auf die
Beseitigung der Armut und die Verwirklichung aller Men-
schenrechte für alle gerichtet ist;

32. erinnert an die Allgemeine Bemerkung 15 (2002)
des Ausschusses für wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte über das Recht auf Wasser (Artikel 11 und 12 des Pak-
tes)379, in der der Ausschuss unter anderem feststellte, wie
wichtig es im Hinblick auf die Verwirklichung des Rechts auf
angemessene Nahrung ist, nachhaltige Wasserressourcen für
den menschlichen Konsum und für die Landwirtschaft sicher-
zustellen;

33. bekräftigt, dass die Freiwilligen Leitlinien zur Un-
terstützung der schrittweisen Verwirklichung des Rechts auf
angemessene Nahrung im Rahmen der nationalen Ernäh-
rungssicherheit, die der Rat der Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen im November
2004 verabschiedet hat371, ein praktisches Instrument zur För-
derung der Verwirklichung des Rechts auf Nahrung für alle
darstellen, zur Ernährungssicherung beitragen und somit ein
weiteres Hilfsmittel für die Erreichung der international ver-
einbarten Entwicklungsziele, einschließlich der in der Millen-
niums-Erklärung enthaltenen Ziele, sind;

34. begrüßt die laufende Zusammenarbeit der Hohen
Kommissarin, des Ausschusses und des Sonderberichterstat-
ters und ermutigt sie zur Fortsetzung dieser Zusammenarbeit;

35. fordert alle Regierungen auf, mit dem Sonderbe-
richterstatter zusammenzuarbeiten und ihn bei seiner Aufga-

be zu unterstützen, alle von ihm angeforderten Informationen
zur Verfügung zu stellen und ernsthaft in Erwägung zu zie-
hen, den Anträgen des Sonderberichterstatters auf Besuch ih-
res Landes zu entsprechen, um ihm die wirksamere Erfüllung
seines Mandats zu ermöglichen;

36. ersucht den Sonderberichterstatter, der Generalver-
sammlung auf ihrer vierundsechzigsten Tagung einen Zwi-
schenbericht über die Durchführung dieser Resolution vorzu-
legen und seine Arbeit fortzusetzen und dabei im Rahmen sei-
nes bestehenden Mandats auch die neu auftretenden Fragen
hinsichtlich der Verwirklichung des Rechts auf Nahrung zu
untersuchen;

37. bittet die Regierungen, die zuständigen Organisatio-
nen, Fonds und Programme der Vereinten Nationen, die Ver-
tragsorgane, die Akteure der Zivilgesellschaft und die nicht-
staatlichen Organisationen sowie den Privatsektor, mit dem
Sonderberichterstatter bei der Erfüllung seines Mandats voll
zusammenzuarbeiten, unter anderem durch die Vorlage von
Stellungnahmen und Anregungen über Möglichkeiten zur
Verwirklichung des Rechts auf Nahrung;

38. beschließt, die Behandlung dieser Frage auf ihrer
vierundsechzigsten Tagung unter dem Punkt „Förderung und
Schutz der Menschenrechte“ fortzusetzen.

RESOLUTION 63/188

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2008,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 121 Stimmen bei 4 Ge-
genstimmen und 60 Enthaltungen, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/63/430/Add.2, Ziff. 182)380:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und
Barbuda, Arabische Republik Syrien, Argentinien, Aserbai-
dschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados,
Belarus, Belize, Bhutan, Bolivien, Brasilien, Burkina Faso, Burun-
di, Chile, China, Costa Rica, Demokratische Volksrepublik Korea,
Demokratische Volksrepublik Laos, Dominica, Dominikanische
Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Ga-
bun, Gambia, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bis-
sau, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Isla-
mische Republik), Jamaika, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Ka-
merun, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolum-
bien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Lesotho, Libanon, Liberia,
Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi, Maledi-
ven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mongolei,
Mosambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Nicaragua, Niger,
Nigeria, Oman, Pakistan, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay,
Peru, Philippinen, Ruanda, Russische Föderation, Salomonen,
Sambia, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra
Leone, Simbabwe, Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und
die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Ta-
dschikistan, Timor-Leste, Togo, Tschad, Tunesien, Turkmenistan,
Tuvalu, Uganda, Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische

377 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-third Session,
Supplement No. 53 (A/63/53), Kap. I, Abschn. A.
378 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2000,
Supplement No. 2 und Korrigendum (E/2000/22 und Corr.1), Anhang V.
379 Ebd., 2003, Supplement No. 2 (E/2003/22), Anhang IV.

380 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Angola, Äthiopien, Belarus, Bolivien, Ecuador,
El Salvador, Honduras, Kuba, Libysch-Arabische Dschamahirija, Nica-
ragua, Philippinen, Simbabwe, Sudan und Venezuela (Bolivarische Re-
publik).
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Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik
Tansania, Vietnam, Zentralafrikanische Republik.

Dagegen: Israel, Marshallinseln, Palau, Vereinigte Staaten
von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Armenien, Australien, Bel-
gien, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brunei Darussalam,
Bulgarien, Côte d’Ivoire, Dänemark, Deutschland, ehemalige ju-
goslawische Republik Mazedonien, Estland, Finnland, Frank-
reich, Georgien, Griechenland, Irland, Island, Italien, Japan, Ka-
nada, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Ma-
laysia, Malta, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Monaco,
Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich,
Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Rumänien,
Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Singapur,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Thailand, Tonga, Tschechische
Republik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Vanuatu, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland, Zypern.

63/188. Achtung des Rechts auf allgemeine Reisefreiheit 
und die überragende Bedeutung der Familien-
zusammenführung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 61/162 vom 19. De-
zember 2006,

erneut erklärend, dass alle Menschenrechte und Grund-
freiheiten allgemeingültig und unteilbar sind, einander bedin-
gen und miteinander verknüpft sind,

unter Hinweis auf die Bestimmungen der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte381 und auf Artikel 12 des Inter-
nationalen Paktes über bürgerliche und politische Rechte382,

betonend, dass die Familienzusammenführung von lega-
len Migranten, wie in dem Aktionsprogramm der Internatio-
nalen Konferenz über Bevölkerung und Entwicklung383 er-
klärt wird, ein wichtiger Faktor bei internationalen Migra-
tionsbewegungen ist und dass Geldüberweisungen legaler
Migranten in ihre Herkunftsländer oft eine sehr wichtige De-
visenquelle darstellen und wesentlich zur Verbesserung des
Wohls der in den Herkunftsländern verbliebenen Familienan-
gehörigen beitragen,

mit großer Besorgnis feststellend, dass es zwar in den letz-
ten Jahren bei der Verwirklichung der Ziele, die in früheren
von der Generalversammlung zu dieser Frage verabschiede-
ten Resolutionen384 hervorgehoben wurden, einige positive
Entwicklungen gab, insbesondere in Bezug auf die Erleichte-
rung internationaler Geldüberweisungen, um den Familien zu
helfen, dass Berichten zufolge jedoch in bestimmten Fällen

Maßnahmen zur weiteren Verstärkung der Beschränkungen
ergriffen wurden, denen legale Migranten in Bezug auf die
Familienzusammenführung und die Möglichkeit, Geld an Fa-
milienangehörige in ihren Herkunftsländern zu überweisen,
unterliegen,

daran erinnernd, dass die Familie die Grundeinheit der
Gesellschaft ist und als solche gestärkt werden soll und dass
sie Anspruch auf umfassenden Schutz und umfassende Unter-
stützung hat,

1. fordert alle Staaten erneut auf, allen ausländischen
Staatsangehörigen, die sich legal in ihrem Hoheitsgebiet auf-
halten, die allgemein anerkannte Reisefreiheit zu garantieren;

2. erklärt erneut, dass alle Regierungen, insbesondere
die Regierungen der Aufnahmeländer, die überragende Be-
deutung der Familienzusammenführung anerkennen und sich
für die Übernahme dieses Grundsatzes in das innerstaatliche
Recht einsetzen müssen, um den Schutz der Familieneinheit
der legalen Migranten sicherzustellen;

3. fordert alle Staaten auf, in Übereinstimmung mit
dem Völkerrecht den in ihrem Hoheitsgebiet ansässigen aus-
ländischen Staatsangehörigen zu gestatten, ungehindert Geld
an Familienangehörige in ihren Herkunftsländern zu überwei-
sen;

4. fordert alle Staaten außerdem auf, keine als Zwangs-
maßnahmen gedachten Rechtsvorschriften zu erlassen bezie-
hungsweise bestehende Rechtsvorschriften aufzuheben, die
legale Migranten oder Gruppen legaler Migranten diskrimi-
nieren, indem sie die Familienzusammenführung sowie ihr
Recht, Geld an Familienangehörige in ihren Herkunftslän-
dern zu überweisen, beeinträchtigen;

5. beschließt, ihre Behandlung dieser Frage auf ihrer
fünfundsechzigsten Tagung unter dem Punkt „Förderung und
Schutz der Menschenrechte“ fortzusetzen.

RESOLUTION 63/189

Verabschiedet auf der 70. Plenarsitzung am 18. Dezember 2008,
in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 124 Stimmen bei
55 Gegenstimmen und 7 Enthaltungen, auf Empfehlung des Aus-
schusses (A/63/430/Add.2, Ziff. 182)385:

Dafür: Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ara-
bische Republik Syrien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas,
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan,
Bolivien, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Burkina Faso,
Burundi, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Demokratische Volks-

381 Resolution 217 A (III). In Deutsch verfügbar unter http://
www.un.org/Depts/german/grunddok/ar217a3.html.
382 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige
Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl.
Nr. 591/1978; AS 1993 750.
383 Report of the International Conference on Population and Develop-
ment, Cairo, 5–13 September 1994 (United Nations publication, Sales
No. E.95.XIII.18), Kap. I, Resolution 1, Anlage.
384 Resolutionen 57/227, 59/203 und 61/162.

385 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Algerien, Ägypten, Angola, Arabische Repu-
blik Syrien, Äthiopien, Bangladesch, Belarus, Benin, Bolivien, Burkina
Faso, Burundi, China, Côte d’Ivoire, Demokratische Volksrepublik Ko-
rea, Ecuador, El Salvador, Honduras, Indonesien, Iran (Islamische Repu-
blik), Jamaika, Kamerun, Kuba, Lesotho, Libanon, Libysch-Arabische
Dschamahirija, Malaysia, Myanmar, Namibia, Nicaragua, Nigeria, Paki-
stan, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Sierra Leone, Simbab-
we, Südafrika, Sudan, Swasiland, Tschad, Uganda, Venezuela (Bolivari-
sche Republik) und Vietnam.


